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Jugendarbeitslosigkeit in 
nordafrikanischen Ländern 
Trends, Ursachen und Möglichkeiten für entwicklungspolitisches Handeln 
Steffen Angenendt / Silvia Popp 

Die hohe Arbeitslosigkeit von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Nordafrika 
gibt Anlass zu Sorge. Die politische und gesellschaftliche Transformation der betroffe-
nen Länder kann nur gelingen, wenn die jungen Menschen begründete Hoffnung auf 
eine ökonomische Perspektive haben. Sollten nicht mehr von ihnen Arbeitsplätze ver-
schafft werden, drohen innenpolitische Spannungen, politische Radikalisierung, mög-
licherweise sogar ein Scheitern der Transformation. 

Die Jugendarbeitslosigkeit in Nordafrika ist ein vielschichtiges Problem, das sich 
einfachen Lösungen entzieht. Gefragt sind ebenso differenzierte wie abgestimmte kurz- 
und langfristige Hilfsmaßnahmen, die sowohl geringer als auch besser qualifizierten 
jungen Arbeitslosen zugutekommen. Ansatzpunkte müssen der generelle Mangel an 
Arbeitsplätzen und die unzureichende Ausbildung der Jugendlichen sein. Die jungen 
Menschen brauchen Chancen – nicht zuletzt im Rahmen von Migrationsprogrammen. 

 
Die Arbeitslosenstatistiken der einzelnen 
nordafrikanischen Länder sind lückenhaft 
und nicht ohne weiteres miteinander 
zu vergleichen. Sie zeigen indes, dass die 
Jugendarbeitslosigkeit in allen nordafrika-
nischen Ländern extrem hoch ist und dass 
der Anteil der besser Ausgebildeten an 
den jugendlichen Arbeitslosen in den ver-
gangenen Jahren deutlich zugenommen 
hat. Nimmt man die niedrigen Beschäfti-
gungsquoten von Jugendlichen als weiteres 
Indiz hinzu, wird erkennbar, dass struk-
turelle wirtschaftliche Probleme ursäch-
lich sind. 

Trends der Jugendarbeitslosigkeit 
In Nordafrika sind schlechte berufliche 
Perspektiven für Jugendliche kein neues 
Phänomen. Seit zwanzig Jahren ist – bei 
allen Unterschieden zwischen den Län-
dern – die Jugendarbeitslosigkeit in Ägyp-
ten, Algerien, Libyen, Marokko, Sudan und 
Tunesien extrem hoch. 

Schon 1990 waren über 25 Prozent der 
Jugendlichen (15- bis 24-Jährige) in Nord-
afrika arbeitslos. Im Zuge der politischen 
Umbrüche und der Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage ist die Jugendarbeits-
losigkeit nochmals gestiegen, von 2010 auf 
2011 allein um fünf Prozentpunkte. 2011 
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betrug sie fast 28 Prozent – während der 
weltweite Durchschnitt der Jugendarbeits-
losenquote bei 12,6 Prozent lag. Von den 
jungen Frauen in Nordafrika waren 2011 
sogar mehr als 40 Prozent arbeitslos. Aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht gilt eine 
Arbeitslosenquote von Jugendlichen, die 
doppelt so hoch ist wie die von Erwachse-
nen (25- bis 64-Jährige), noch als unproble-
matisch, da in dieser Lebensphase der Über-
gang von der Ausbildung in das Berufsleben 
stattfindet. In Nordafrika aber ist die Diffe-
renz deutlich ausgeprägter, denn 2011 
waren insgesamt nur sieben Prozent der Er-
wachsenen arbeitslos. Arbeitslosigkeit in 
Nordafrika ist demnach vorwiegend ein 
Problem von Jugendlichen und (jungen) 
Frauen. Aktuelle Prognosen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) lassen keine 
kurzfristige Besserung erwarten. Ob aus 
der hohen Jugendarbeitslosigkeit eine eben-
so hohe Arbeitslosigkeit der Erwachsenen 
wird, lässt sich kaum vorhersagen. 

Während die Jugendarbeitslosigkeit seit 
zwei Jahrzehnten nahezu unverändert 
hoch ist, hat sich die Struktur der Arbeits-
losigkeit über alle Altersstufen hinweg 
gewandelt: Der Anteil formal besser quali-
fizierter Arbeitsloser hat in allen nord-
afrikanischen Ländern stark zugenommen. 
Betroffen sind mittlerweile nicht mehr nur 
Menschen ohne Schulbildung, sondern 
auch Menschen mit mittlerem bis hohem 
Bildungsabschluss. Dies lässt sich am Bei-
spiel Tunesiens gut aufzeigen. Dort haben 
sich nach Angaben der ILO von 1989 bis 
2005 die Beschäftigungschancen von gering 
Qualifizierten verbessert, während sie für 
höher Qualifizierte schlechter geworden 
sind. So fielen die Anteile von Arbeitslosen 
ohne Schulabschluss an den Arbeitslosen 
insgesamt von über 22 auf 7 Prozent und 
von Menschen mit Grundschulbildung von 
51 auf 41 Prozent. Hingegen ist der Anteil 
von Arbeitslosen mit sekundärer Bildung 
von 26 auf 38 Prozent gestiegen. Eine noch 
deutlichere Steigerung ist bei Akademikern 
zu verzeichnen: Während ihr Anteil an 
den Arbeitslosen insgesamt 1989 noch bei 
einem Prozent lag, betrug er 2005 bereits 

14 Prozent. Nach Angaben der tunesischen 
Regierung ist die Arbeitslosenquote bei 
Personen mit höherem Bildungsabschluss 
zwischen 2007 und 2012 von 20 auf 34 
Prozent gestiegen. In den anderen nordaf-
rikanischen Ländern sind ähnliche Trends 
zu beobachten. 

Zur Vervollständigung des Bildes ge-
hört allerdings auch der Hinweis, dass die 
Arbeitslosigkeit in einzelnen Bildungs-
gruppen hoch sein mag, die betreffende 
Bildungsgruppe aber nur einen kleinen Teil 
der Bevölkerung stellen kann. Ein Vergleich 
zwischen Ägypten und Marokko verdeut-
licht dies: In Marokko lag die Arbeitslosen-
quote unter Akademikern im Jahr 2011 
offiziellen Angaben zufolge bei 18 Prozent. 
Aber diese arbeitslosen Akademiker mach-
ten nur 18 Prozent der gesamten Arbeits-
losen aus, von denen mehr als die Hälfte 
bestenfalls über einen mittleren Bildungs-
abschluss verfügten. In Ägypten hingegen 
wiesen Akademiker im Jahr 2010 mit nahe-
zu 19 Prozent nicht nur die höchste Arbeits-
losenquote aller Bildungsgruppen auf, ihr 
Anteil an der Gesamtsumme der Arbeits-
losen betrug auch noch 40 Prozent. Dabei 
waren akademisch gebildete Frauen beson-
ders betroffen. Die Arbeitslosenquoten von 
Akademikerinnen lagen trotz einer gerin-
gen Arbeitsmarktbeteiligung der Frauen bei 
34 und die von jungen Frauen bei über 50 
Prozent. 

Obgleich die Arbeitslosigkeit bei besser 
Ausgebildeten besonders stark zugenom-
men hat, sind nach wie vor auch junge 
Menschen mit geringer und mittlerer Bil-
dung betroffen. Die öffentlich überaus 
sichtbare Arbeitslosigkeit junger Akademi-
ker stellt in den meisten nordafrikanischen 
Ländern (mit Ausnahme Ägyptens) nur die 
Spitze des Eisbergs dar. 

Entwicklung der Beschäftigung 
Die Arbeitslosenquote erfasst keine Unter-
beschäftigten, nicht gemeldete Arbeitslose 
und Personen, die sich vollständig vom 
Arbeitsmarkt zurückgezogen haben. Als 
zusätzlicher Indikator muss daher auch 
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die Jugendbeschäftigungsquote betrachtet 
werden, definiert als der Anteil jener An-
gehörigen der Arbeitsbevölkerung zwischen 
15 und 24 Jahren, die einer Beschäftigung 
nachgehen. Dieser Indikator vermittelt 
einen Eindruck von der Fähigkeit einer 
Volkswirtschaft, Arbeitsplätze zu schaffen, 
da die Arbeitsplatznachfrage, die demo-
graphische Struktur, das Bildungsniveau 
und die wirtschaftliche Entwicklung ein-
fließen. In Nordafrika ist die durchschnitt-
liche Jugendbeschäftigungsquote für junge 
Männer und Frauen seit langem sehr nied-
rig. 1991 betrug sie lediglich 27,3 Prozent 
und sank bis 2011 auf 24,1 Prozent (der 
weltweite Durchschnitt lag 2011 bei 42,6 
Prozent). Und dies, obwohl nach gängiger 
Auffassung die vermehrten Bildungs-
chancen für Mädchen und Frauen höhere 
Beschäftigungsquoten zur Folge haben 
müssten. 

Den meisten nordafrikanischen Staaten 
ist es in den vergangenen Jahrzehnten 
gelungen, das Bildungsniveau der Bevöl-
kerung deutlich zu heben – mit Ausnahme 
von Marokko und Sudan, wo der Anteil der 
über 15-Jährigen, die keine Schulbildung 
genossen haben, immer noch 40 bzw. 50 
Prozent beträgt. Insofern zeigen die niedri-
gen Beschäftigungsquoten, dass eine 
Anhebung des (formalen) Bildungsniveaus 

allein noch keine hinreichende Beschäfti-
gung schafft. 

Insgesamt weisen die aufgezeigten 
Trends auf gravierende strukturelle Arbeits-
marktdefizite hin. Sie machen außerdem 
deutlich, wie sehr die Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen von Staat und Familie 
abhängig sind. Ihre Lage ist schwierig: Kind-
heit und Ausbildung sind abgeschlossen; 
dass eine berufliche Perspektive fehlt, ver-
hindert jedoch die gesellschaftliche Inte-
gration, denn ohne eigenes Einkommen 
können weder ein selbständiger Haushalt 
noch eine Familie gegründet werden. Die 
Jugendlichen befinden sich in einem Warte-
stadium, in dem die Hoffnung auf öko-
nomische und gesellschaftliche Teilhabe 
allmählich schwindet. 

Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit 
Die Jugendarbeitslosigkeit in Nordafrika 
ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen, 
die im Folgenden näher erläutert werden. 
An erster Stelle zu nennen ist eine Bevölke-
rungsentwicklung, die immer noch für 
einen Zuwachs an Arbeitskräften sorgt. 
Hinzu kommen Fehlentwicklungen auf 
der Angebotsseite des Arbeitsmarktes, vor 
allem eine nicht an den Arbeitsmarkt-
bedürfnissen ausgerichtete berufliche und 

Tabelle 1 

Jugendbeschäftigung und -arbeitslosigkeit in Nordafrika (in Prozent) 

 Ägypten Algerien Libyen Marokko Sudan Tunesien 

Anteil der 15- bis 24-Jährigen an der erwachsenen Bevölkerung 

(ab 15 Jahren) (2010)a  28,5 27,9 25,2 27,0 32,6 25,0 

Anteil der 15- bis 24-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 

(2010)a 19,6 20,4 17,6 19,5 19,6 18,8 

Jugendbeschäftigungsquote Männer (2011)b 35,8 36,5 35,7 43,2 35,5 28,8 

Jugendbeschäftigungsquote Frauen (2011)b 7,6 5,6 12,5 15,7 18,5 15,1 

allgemeine Arbeitslosenquotec 9,0 10,0 k.A. 9,1 16,8 18,1 

Jugendarbeitslosenquotec 24,8 21,0 k.A. 17,6 24,3 35,6 

a  United Nations Population Division, World Population Prospects. The 2010 Revision. 
b  International Labour Organization, Key Indicators of the Labour Market, 7th Edition. 
c  Nationale statistische Ämter: Daten zur Jugendarbeitslosigkeit beziehen sich auf unterschiedliche Zeiträume und Referenz-
werte: Algerien 2010 (20–24 Jahre); Tunesien 2012 (15–29 Jahre); Ägypten 2010 (15–24 Jahre); Marokko 2010 (15–24 Jahre); Sudan 2008 
(20–24 Jahre). 
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universitäre Bildung. Auf der Nachfrage-
seite schlagen unter anderem eine un-
zureichende wirtschaftliche Diversifizie-
rung und eine Ausweitung des informellen 
Sektors zu Buche. Schließlich beeinträch-
tigt die weitverbreitete Korruption die wirt-
schaftliche Entwicklung der Länder. 

»Demographisches Moment« 
Erstens sind die Arbeitsmärkte in Nord-
afrika nach wie vor einem Zuwachs an 
Jugendlichen ausgesetzt. Die durchschnitt-
liche Kinderzahl hat zwar überall in der 
Region abgenommen, war aber in den letz-
ten beiden Jahrzehnten immer noch so 
hoch, dass derzeit weiterhin starke Jahr-
gänge von Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen auf die Arbeitsmärkte drängen 
(»demographisches Moment«). In den meis-
ten nordafrikanischen Ländern nähert sich 
die durchschnittliche Kinderzahl allmäh-
lich dem Wert von 2,1 Kindern pro Frau an, 
der zum Bestandserhalt der Bevölkerung 
notwendig ist. Allerdings gibt es auch in 
Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung 
Unterschiede zwischen den Ländern: In 
Tunesien ist der demographische Wandel 
weit vorangeschritten, seitdem in den 
1950er Jahren die staatliche Familien-
planung eingeführt wurde, die auch eine 
Anhebung des gesetzlich festgelegten 
heiratsfähigen Alters und eine Legalisie-
rung von Abtreibungen umfasste. Das Land 
hatte ebenso wie Libyen schon 2005 den 
Höchststand von Jugendlichen erreicht. 
Eine andere Ausnahme ist Sudan. Dort wird 
der Anteil junger Menschen aufgrund der 
immer noch hohen Geburtenrate von mehr 
als vier Kindern pro Frau bis zum Jahr 2020 
weiter kräftig steigen. Die Problematik, die 
mit den starken Jahrgängen bei Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen verbunden 
ist, dürfte sich langfristig abschwächen. 
Nach UN-Prognosen wird die Zahl der 15- 
bis 24-Jährigen in Nordafrika von derzeit 
41 Millionen bis 2035 auf 47 Millionen 
ansteigen und danach allmählich sinken. 
Kurz- und mittelfristig werden die Arbeits-
märkte daher noch größere Zahlen von 

Neuzugängen verkraften müssen. Das Heer 
der arbeitslosen Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen wird also weiter anschwellen. 

Unzureichende Qualifikation 
Ein zweites Bündel von Ursachen für die 
Jugendarbeitslosigkeit liegt im Arbeits-
angebot begründet. Ein entscheidendes 
Hindernis für mehr Beschäftigung war und 
ist die mangelnde Qualität der Bildung. 
Dies gilt sowohl für die Berufs- als auch 
für die Hochschulausbildung. Viele formal 
Qualifizierte können nicht eingestellt 
werden, weil ihre tatsächliche Qualifika-
tion für den Bedarf der (privaten) Unter-
nehmen nicht ausreicht. Dieser »skills mis-
match« beruht unter anderem auf falschen 
Anreizen zur Beschäftigung im öffentlichen 
Sektor. 

So hat beispielsweise die ägyptische 
Regierung seit den 1960er Jahren Akademi-
kern im Zuge der Ausweitung der universi-
tären Bildung ein Beschäftigungsverhältnis 
im öffentlichen Sektor garantiert. Infolge-
dessen wurden die Lehrpläne auf die 
Bedürfnisse des öffentlichen Dienstes aus-
gerichtet und die für die Privatwirtschaft 
notwendigen Qualifikationen vernachläs-
sigt. Unternehmen in Ägypten geben an, 
dass nur 29 Prozent der neu eingestellten 
Universitätsabgänger über angemessene 
Qualifikationen verfügen, bei den Absolven-
ten von Berufsschulen seien es sogar nur 
16 Prozent. Obwohl die Zahl der Einstellun-
gen im öffentlichen Dienst seit den 1980er 
Jahren reduziert wurde, bevorzugen Aka-
demiker nach wie vor eine Beschäftigung 
bei der öffentlichen Hand. Hinzu kommt 
eine Präferenz der jungen Ägypter für geis-
tes- und sozialwissenschaftliche Studien-
gänge, für deren Absolventen es nur eine 
geringe Nachfrage auf dem Markt gibt. 

Schwache Nachfrage 
Drittens beruht die hohe Jugendarbeits-
losigkeit in Nordafrika auf einer zu schwa-
chen Arbeitskräftenachfrage. Das bisherige 
Wirtschaftswachstum hat nicht den benö-
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tigten Zuwachs an Beschäftigung generiert. 
Die verschiedenen Regionen in den ein-
zelnen Ländern entwickelten sich ungleich. 
Der geringe Industrialisierungsgrad – fast 
ein Drittel der Beschäftigten sind immer 
noch in der Landwirtschaft tätig – und die 
unzureichende Diversifizierung der nord-
afrikanischen Volkswirtschaften haben 
neue Arbeitsplätze vor allem im niedrig 
entlohnten Dienstleistungssektor entstehen 
lassen, häufig in der informellen Ökono-
mie. So ist in den vergangenen Jahrzehnten 
der Anteil der informellen Beschäftigungs-
verhältnisse deutlich gestiegen, jener 
Arbeitsverhältnisse also, die nicht durch 
soziale Sicherungssysteme abgedeckt sind. 
Nach Angaben der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) betrug der Anteil dieser Be-
schäftigungsverhältnisse (im nichtland-
wirtschaftlichen Sektor) an der gesamten 
Beschäftigung in Ägypten und Algerien 
über 40 Prozent, in Marokko sogar nahezu 
70 Prozent. 

Schließlich haben Korruption und 
Bereicherungsstreben der Eliten in allen 
Ländern die wirtschaftliche Entwicklung 
behindert und das Interesse ausländischer 
Investoren gebremst. Im Korruptionsindex 
von Transparency International belegte 
Sudan 2011 Rang 177 (von 182 Staaten), 
Libyen Rang 168. Bei den jüngsten poli-
tischen Unruhen in Nordafrika war die 
Bekämpfung von Korruption eine wesent-
liche Forderung der Demonstranten. 

Folgen der Jugendarbeitslosigkeit 
Die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Nord-
afrika birgt längerfristige und kurzfristige 
Risiken. Auf längere Sicht bedeutet sie eine 
Verschwendung von Humankapital, be-
einträchtigt die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit der Staaten und erschwert die 
Versorgung der Älteren, die auch in diesen 
Gesellschaften zahlenmäßig zunehmen. 
Kurzfristig gefährdet sie die politische 
und gesellschaftliche Transformation und 
die Stabilisierung der Gesellschaften, weil 
sie die Unzufriedenheit vergrößert und 

zu mehr irregulärer Migration führen 
kann. 

Offenkundig ist, dass arbeitslose und 
unterbeschäftigte junge Menschen ein 
Potential ungenutzter Arbeitskraft bilden, 
das für diese Länder einen erheblichen 
volkswirtschaftlichen Verlust darstellt. 
Besonders gravierend sind die Verluste im 
Falle einer längerfristigen Arbeitslosigkeit 
höher qualifizierter junger Menschen. In 
Marokko beispielsweise dauert der Über-
gang von Ausbildung oder Studium in das 
Berufsleben durchschnittlich länger als 
drei Jahre. Dabei besteht die Gefahr, dass 
erworbene theoretische und praktische 
Kenntnisse wieder verlorengehen. 

Große Herausforderungen birgt auch die 
Alterung der nordafrikanischen Staaten. 
Die künftige Wirtschaftsentwicklung der 
Region und die Fähigkeit zur Versorgung 
der Älteren wird maßgeblich davon be-
stimmt, ob es den Ländern gelingt, die jetzt 
noch bestehende »demographische Divi-
dende« zu nutzen, also Kapital aus dem 
vergleichsweise großen Anteil Jugendlicher 
und junger Erwachsener zu schlagen. Die 
wachsende Zahl von Älteren wird künftig 
von einer schrumpfenden Zahl an Jüngeren 
versorgt werden müssen, was angesichts 
der unzureichenden Alterssicherungs-
systeme in Nordafrika der jüngeren Genera-
tion eine zusätzliche Last aufbürden wird. 
Zudem werden viele der jetzt arbeitslosen 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
auch in Zukunft keine angemessene Arbeit 
finden, falls sich die wirtschaftlichen Bedin-
gungen nicht ändern. Eine erheblich gerin-
gere Zahl von Jüngeren muss künftig die 
aus Arbeitslosigkeit und Unterbeschäfti-
gung der Älteren erwachsende Bürde 
schultern. 

Gefahren durch die hohe Jugendarbeits-
losigkeit drohen aber auch kurzfristig. 
Neuere Untersuchungen der Ursachen 
sozialer Konflikte – wie der »Social Unrest 
Index« der ILO – zeigen, dass in erster Linie 
Arbeitslosigkeit und zunehmende Einkom-
mensungleichheit Nährboden für soziale 
Proteste sind. Dies trifft für Nordafrika 
in besonderer Weise zu. Jugendliche, die 



 

SWP-Aktuell 34 
Juni 2012 

6 

erkennen, dass sie auch längerfristig keine 
angemessene Beschäftigung finden und 
keine Perspektive haben, dürften eher dazu 
neigen, ihrem Unmut auf der Straße Aus-
druck zu verleihen. Alternativ könnten sie 
versuchen, der Perspektivlosigkeit durch 
Auswanderung zu entrinnen – selbst wenn 
es dafür keine legalen Möglichkeiten gibt. 

Wie eng die Wechselwirkungen 
zwischen politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen sind, haben die Un-
ruhen von 2011 gezeigt. Sie waren einer-
seits Folge wachsender Einkommensdispari-
täten und hoher Jugendarbeitslosigkeit: 
Vom früheren Wirtschaftswachstum hatten 
nur wenige profitiert, die Mehrheit war mit 
stagnierenden Reallöhnen und Preissteige-
rungen konfrontiert. Andererseits haben 
die Unruhen die Jugendarbeitslosigkeit stei-
gen lassen. Der Rückgang der Tourismus-
einnahmen, Verluste durch Zerstörung von 
Produktionsstätten (vor allem in Libyen), 
Kapitalflucht, Streiks und die Minderung 
von Rücküberweisungen aus dem Ausland 
als Folge der Heimkehr von Arbeitsmigran-
ten haben die wirtschaftliche Lage ver-
schärft. 

Empfehlungen für die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit 
Die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Nord-
afrika hat strukturelle Ursachen und 
muss daher mit langfristigen Struktur-
maßnahmen bekämpft werden. Kurzfristig 
können diese Strukturmaßnahmen die 
aktuelle Jugendarbeitslosigkeit allerdings 
nicht lindern. Dazu benötigen die nord-
afrikanischen Länder zusätzliche kurz-
fristige Hilfen. 

Bei allen Maßnahmen gilt es, sowohl die 
besser als auch die schlechter qualifizierten 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen in 
den Blick zu nehmen und zwei Aspekten 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen: 
der insgesamt zu schwachen Arbeitskräfte-
nachfrage in den nordafrikanischen Län-
dern und der unzureichenden berufsbezo-
genen Qualifizierung der jungen Akademi-
ker und Auszubildenden. Deutschland 

kann zur Überwindung beider Defizite 
Beiträge leisten. Die Wirksamkeit der Maß-
nahmen hängt nicht zuletzt davon ab, 
welchen Umfang die Hilfen der verschiede-
nen Ressorts haben, für welchen Zeitraum 
Mittel zur Verfügung stehen und wie gut 
die Hilfen abgestimmt und koordiniert 
werden. 

Das Auswärtige Amt verwaltet die Mittel 
für die Transformationspartnerschaften 
mit den Umbruchstaaten. Für die Jahre 
2012 und 2013 stehen insgesamt 100 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Damit sollen 
neben demokratischen Strukturen auch 
Investitionen, Berufsbildung und Beschäfti-
gung gefördert werden. »Transformations-
dialoge« wurden zunächst mit Tunesien 
und Ägypten eingerichtet. Diese bilden den 
Rahmen für die bilateralen Verhandlungen 
über Umfang und Art der Unterstützung 
und sollen sicherstellen, dass die Priori-
täten und Wünsche der Partnerländer 
angemessen berücksichtigt werden. Eine 
zentrale Frage wird sein, welche Mittel für 
welche Aufgaben über das Jahr 2013 hinaus 
im Rahmen der Transformationspartner-
schaften zur Verfügung gestellt werden. 
Darüber hinaus ist im Interesse der Redu-
zierung der Jugendarbeitslosigkeit wichtig, 
wie viele Mittel jeweils für die Bildungs- 
und Hochschulkooperation und für die 
Beschäftigungsförderung aufgewendet 
werden sollen. 

In diesem Zusammenhang ist auch der 
Beitrag von Bedeutung, den Deutschland 
zu den europäischen Bemühungen bei-
steuert, den Umbruch in Nordafrika zu 
unterstützen. Die EU hat im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik im 
März 2011 den nordafrikanischen Staaten 
eine »Partnership für Democracy and 
Shared Prosperity« angeboten und mit 
Marokko, Tunesien und Algerien erste 
Aktionspläne vereinbart. Eine vorläufige 
Bilanz der Europäischen Kommission 
vom Mai 2012 gibt einen Eindruck davon, 
wie umfangreich und vielfältig die euro-
päischen Hilfsmittel sind. Es lässt sich aber 
auch erkennen, dass der Schwerpunkt der 
EU-Hilfen auf der Stärkung von Finanz-
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institutionen und der Verbesserung der 
Kreditvergabe liegt, nicht auf kurzfristiger 
Beschäftigungsförderung. 

Strukturmaßnahmen 
Auch bei den bilateralen deutschen Hilfen 
für die Umbruchstaaten muss das Ziel im 
Mittelpunkt stehen, deren wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen zu verbessern. Ohne 
Stärkung marktwirtschaftlicher Struktu-
ren, ohne ein höheres Maß an Rechtssicher-
heit und ein stabileres politisches Umfeld 
werden die Länder ausländische Direkt-
investitionen nicht in einem Umfang an-
ziehen können, der zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen nötig ist. Dazu muss aber 
auch bei den deutschen Hilfen der Zusam-
menhang zwischen wirtschaftlicher Ent-
wicklung, Bildung und Beschäftigung stär-
ker in den Blick genommen werden. 

Grundsätzlich sollten Umfeldbedingun-
gen für kleine und mittelständische Unter-
nehmen verbessert werden, um die Nach-
frage nach Arbeitskräften zu stimulieren. 
Strukturelle Verbesserungen lassen sich 
nur dann erreichen, wenn sich die betrof-
fenen Länder selbst um Reformen bemü-
hen, insbesondere um die Bekämpfung der 
Korruption. Es gibt viele Möglichkeiten, sie 
dabei mit entwicklungspolitischen Instru-
menten zu unterstützen. Hierzu gehören 
Hilfen zur Demokratisierung (z.B. Unter-
stützung demokratischer Wahlen und För-
derung der Zivilgesellschaft), zum Verwal-
tungsaufbau und zur Reform des Bildungs-
wesens ebenso wie Strukturhilfen (z.B. Maß-
nahmen zur Steigerung der Produktivität 
in der Landwirtschaft) und Vorkehrungen, 
die den Zugang zu anderen Märkten 
erleichtern. Die deutsche Hilfe für Nord-
afrika sieht viele dieser Maßnahmen bereits 
vor, etwa die Einrichtung sogenannter 
Transformationsteams, die Ägypten und 
Tunesien bei der Schaffung demokratischer 
und marktwirtschaftlicher Strukturen un-
terstützen und sie in makroökonomischen 
Belangen beraten. Diese Ansätze sollten auf 
weitere nordafrikanische Länder ausgewei-
tet werden. 

Ein Schwerpunkt der strukturfördern-
den Maßnahmen sollte auf Hilfen zum Aus-
bau der Arbeitsverwaltungen liegen. Die 
mangelnde Transparenz der Arbeitsmärkte 
erschwert die Vermittlung von Stellen an 
geeignete junge Arbeitskräfte. Unzureichen-
de Kontakte zwischen Arbeitgebern und po-
tentiellen Arbeitnehmern sind eine Quelle 
für Fehlinformationen und Ursache für 
Fehlanreize bei der Wahl von Ausbildungs- 
und Studiengängen. Hier könnte eine inten-
sivere Kooperation zwischen der deutschen 
Arbeitsverwaltung und den Partnerländern 
Abhilfe schaffen. Eine Möglichkeit wäre 
beispielsweise, eine größere Zahl von Fach-
kräften, die aus Mitteln der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit finanziert 
werden, in den Arbeitsverwaltungen der 
Partnerländer einzusetzen. 

Arbeitsmarkt- und Qualifizierungs-
programme 
Bei den kurzfristigen Maßnahmen, die zur 
Erhöhung der Beschäftigungsquote und 
zur Reduzierung der Jugendarbeitslosigkeit 
notwendig sind, muss zwischen unter-
schiedlichen Qualifikationsniveaus diffe-
renziert werden. 

Für weniger Qualifizierte sollten arbeits-
intensive Beschäftigungsprogramme unter-
stützt werden, die sich explizit an Jugend-
liche als Zielgruppe richten und an Weiter-
qualifizierungsmaßnahmen geknüpft sind. 
Solche Programme wären beispielsweise 
sinnvoll, um ländliche Infrastrukturen aus-
zubauen. So könnten öffentliche Projekte 
zum Bau und zur Sanierung öffentlicher 
Gebäude, von Straßen sowie von Ver- und 
Entsorgungsstrukturen gefördert werden. 
Solche Maßnahmen, die sich insbesondere 
für benachteiligte und abgelegene Gebiete 
empfehlen, erfordern allerdings einen 
erheblichen finanziellen Aufwand. Dies 
müsste bei den anstehenden Überlegungen, 
wie und in welchem Umfang die Transfor-
mationshilfen über 2013 hinaus fortgesetzt 
werden sollen, berücksichtigt werden. 

Für höher Qualifizierte sind andere Maß-
nahmen erforderlich. Auch in ihrem Fall 
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können bestehende Ansätze ausgeweitet 
werden. So werden tunesische Unterneh-
men beispielsweise bereits bei der Entwick-
lung von Traineeprogrammen für Akade-
miker, bei der Suche nach Marktnischen 
oder bei Personalmanagement und Perso-
nalentwicklung unterstützt. In Ägypten 
werden Programme zur Ausbildung für 
»green jobs« gefördert und Frauen zur 
Selbstständigkeit ermutigt. Außerdem wird 
versucht, das Ansehen von Berufen mit 
geringer Reputation, aber guten Beschäfti-
gungsaussichten zu heben. Vielverspre-
chende Ansatzpunkte bietet auch die beruf-
liche Aus- und Weiterbildung. Bestehende 
Programme sollten ausgeweitet werden, 
darunter die Zusammenarbeit mit den 
Industrie- und Handelskammern, der Auf-
bau von Ausbildungszentren in Handwerk 
und Bauwesen und die Weiterbildung im 
Tourismussektor. 

Migrationsprogramme 
Zur Reduzierung der Jugendarbeitslosig-
keit könnten nicht zuletzt Migrations-
programme beitragen. Im Rahmen solcher 
Programme könnte nordafrikanischen 
Fachkräften und Akademikern die Möglich-
keit geboten werden, in Deutschland oder 
anderen EU-Staaten zu arbeiten. Dies würde 
die Arbeitsmarktlage in den Partnerländern 
unmittelbar entspannen und den Migran-
tinnen und Migranten die Chance eröffnen, 
Einkommen zu erzielen und ihre Qualifi-
kationen ebenso zu verbessern wie ihre 
Beschäftigungsaussichten auf dem heimi-
schen Arbeitsmarkt im Falle einer späteren 
Rückkehr. 

Grundsätzlich ergeben sich solche posi-
tiven Entwicklungswirkungen von Migra-
tion aber nicht automatisch. Um die ent-
sprechenden Potentiale zu nutzen, muss 
die Migration gestaltet, politisch gesteuert 
und begleitet werden. Die Bundesregierung 
könnte geeignete Programme zwar auch 
bilateral einrichten, wirkungsvoller wäre 
es aber, sie im Kontext von EU-Mobilitäts-
partnerschaften anzubieten. Dabei han-
delt es sich um ein von der Europäischen 

Kommission vorgeschlagenes Rahmen-
programm, an dem sich einzelne EU-
Mitgliedstaaten bei Interesse beteiligen 
können. So steht es ihnen offen, in diese 
Partnerschaften Pilotprojekte zur Mobili-
tätsförderung einzubringen. 

Zwei Typen von Programmen wären 
naheliegend: Zum einen könnten Projekte 
zur Förderung junger Akademiker kon-
zipiert werden, die mangels Berufserfah-
rung keinen Zugang zum Arbeitsmarkt in 
ihrem Heimatland finden. Zum anderen 
könnte qualifizierten Fachkräften aus 
diesen Ländern temporäre Beschäftigung 
ermöglicht werden. Solche Programme 
wären in Deutschland rein rechtlich schon 
jetzt möglich. Sie müssten eine überschau-
bare, aber dennoch hinreichende Größe 
aufweisen, um Wirkung zu entfalten und 
zu gewährleisten, dass die jeweiligen Pro-
gramme sichtbar sind und sich wahrneh-
men lassen. Eine wichtige Voraussetzung 
wäre allerdings, dass es in deutschen Unter-
nehmen grundsätzlich Interesse gibt, nord-
afrikanische Arbeitskräfte zu beschäftigen. 
Dies muss im Vorfeld geprüft werden. 
 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass 
schon jetzt eine breite Palette von Ansätzen 
und Maßnahmen existiert, die auf die 
Weiterqualifizierung Jugendlicher verschie-
dener Bildungsniveaus abzielen. Aktiv sind 
dabei sowohl die nordafrikanischen Länder 
selbst als auch die EU-Staaten und entwick-
lungspolitischen Organisationen. Die Chan-
cen dafür, dass die Jugendarbeitslosigkeit 
erfolgreich bekämpft wird, steigen nicht 
unbedingt, indem man die Zahl der Pro-
jekte erhöht, sondern eher indem man die 
beteiligten Akteure besser koordiniert. 
Selbst die beste Qualifizierung der jungen 
Menschen wird aber ins Leere laufen, wenn 
die Arbeitskräftenachfrage in den nord-
afrikanischen Ländern nicht steigt. Migra-
tionsprogramme können nur in geringem 
Umfang zur Entlastung des heimischen 
Arbeitsmarktes beitragen. Daher sollte die 
langfristige Schaffung von Arbeitsplätzen 
bei allen entwicklungspolitischen Über-
legungen oberste Priorität haben. 
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